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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Im März 2019 reichte Sibel Arslan (basta, BS) eine parlamentarische Initiativen ein, mit
der sie das aktive Stimm- und Wahlrecht für 16-Jährige forderte. Das politische
Engagement junger Menschen sei markant gestiegen, so die Initiantin. Zudem bringe es
die demographische Veränderung der Bevölkerung mit sich, dass über 50-jährige
Stimmberechtigte immer mehr in der Überzahl seien, was zu Verzerrungen von
politischen Entscheidungen führen könne. Es seien aber junge Menschen, die
Entscheidungen beeinflussen sollten, welche sie selber in Zukunft betreffen würden.
Das Stimmrechtsalter sei «ein Ausdruck einer modernen und fortschrittlichen
Demokratie», aber keine Pionierleistung mehr, liege das Alter der Stimm- und
Wahlberechtigten in Österreich und im Kanton Glarus doch schon lange bei 16 Jahren.
Der Moment schien günstig, dass die bereits ein paar Mal gescheiterte Idee dieses Mal
Erfolg haben könnte. Dies nicht nur, da Nationalrätin Arslan zahlreiche
Mitunterzeichnende im Parlament für die Vorlage fand, sondern auch, weil eine
kantonale Initiative in Neuenburg, die das Stimmrechtsalter 16 forderte, beachtliche
Medienaufmerksamkeit erzielte. Zudem schienen die zahlreichen
Klimademonstrationen sowie die Berichte aus dem Kanton Glarus, der das
Stimmrechtsalter 16 bereits 2007 eingeführt hatte und laut den Medien damit
durchwegs positive Erfahrungen gemacht habe, das gestiegene politische Interesse
Jugendlicher zu unterstreichen. Auch in anderen Kantonen stand die Senkung des
Stimmrechtsalters auf der politischen Agenda – so etwa in Basel-Stadt, Genf, Uri,
Waadt, Wallis und Zürich. 
Dieser Aufwind schien sich jedoch nicht zu erhalten. Nicht nur, weil die entsprechende
Neuenburger Kantonalinitiative im Februar 2020 überraschend deutlich mit einem
Nein-Stimmenanteil von 58.5 Prozent an der Urne verworfen wurde; auch die SPK-NR
lehnte Ende Mai die parlamentarische Initiative ab. Allerdings gab dabei bei 12 zu 12
Stimmen erst der Stichentscheid des Präsidenten Andreas Glarner (svp, AG) den
Ausschlag. Die Kommissionsmehrheit argumentierte, man wolle die Entwicklung in den
Kantonen abwarten. Es sei zudem problematisch, politische Rechte auszuüben, wenn
man noch nicht mündig sei, und es sei auch nicht sinnvoll, wenn die unter 18-Jährigen
«Stimmberechtigte zweiter Klasse» seien, weil die Initiative ja nur das aktive, nicht aber
das passive Wahlrecht vorsehe. Die Minderheit befand hingegen, dass die Ermöglichung
der Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen für junge Menschen einen guten Einstieg
in die politische Beteiligung bedeute. In den Medien machten sich zudem zahlreiche
bürgerliche Parlamentsmitglieder stark für die Idee, Junge stärker in die politische
Verantwortung einzubeziehen. Gut möglich also, dass der Nationalrat der
Kommissionsmehrheit nicht folgt und der parlamentarischen Initiative Folge geben
wird. Auch im gegenteiligen Fall wird das Thema wohl auf der politischen Agenda
verbleiben, hatte doch bereits Anfang 2020 eine Gruppe unter dem Namen «IG
Stimmrechtsalter 16» angekündigt, eine entsprechende nationale Initiative zu lancieren,
sollte das Begehren im Parlament scheitern. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.05.2020
MARC BÜHLMANN

Anders als die knappe Mehrheit seiner SPK-NR gab der Nationalrat der
parlamentarischen Initiative von Sibel Arslan (basta, BS) für ein aktives Stimm- und
Wahlrecht für 16-Jährige mit 98 zu 85 Stimmen Folge. Die Initiantin selber hatte ihre
Kolleginnen und Kollegen vor der Abstimmung ermuntert, «ein wichtiges Kapitel der
Schweizer Geschichte zu schreiben». Seit der Gründung der Schweiz habe das Ziel
bestanden, die Demokratie auszubauen. Der Einbezug junger Menschen, wenn auch nur
beschränkt auf das aktive Recht, sei ein weiterer Schritt dazu. 16-Jährigen sei die
Beteiligungsmöglichkeit einzuräumen, weil aktuelle politische Themen ihre Zukunft
beträfen, weil sie politisch interessiert und genügend politisch gebildet seien, die
Entwicklungspsychologie zeige, dass «die Entwicklung des rationalen Denkens bis 16
abgeschlossen» sei und Stimmrechtsalter 16 sich auch schon im Kanton Glarus und in
Österreich auf nationaler Ebene in der Praxis bewährt habe. Tamara Funiciello (sp, BE)
verteidigte die Kommissionsminderheit, welche der Initiative Folge geben wollte, mit
dem Argument der Willkür. Die Entscheidung, wer mitbestimmen dürfe, sei willkürlich,
sei lange Zeit vom Geschlecht abhängig gewesen und sei auch heute durch den Pass der
Eltern oder eben durch das Lebensalter bedingt. Zu behaupten, dass jemand mit 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2020
MARC BÜHLMANN
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Jahren reifer sei als jemand mit 16 Jahren, sei ebenso willkürlich: «Es gibt Leute, die mit
14 reif sind, und es gibt solche, die es mit 50 noch nicht sind». Die Position der
Kommissionsmehrheit vertraten Piero Marchesi (svp, TI) und Andri Silberschmidt (fdp,
ZH). Es mute vielleicht altklug an, wenn er als jüngstes Ratsmitglied gegen die
Herabsetzung des Stimmrechtsalters spreche – so Silberschmidt –, aber er habe nicht
das Gefühl, es handle sich hier um ein prioritäres Anliegen der Jugend. Er wiederholte
in der Folge die Argumente der SPK-NR: die Verzerrung aufgrund der Beschränkung auf
das aktive Wahlrecht – wer wählen könne, müsse sich auch für eine Wahl zur Verfügung
stellen können –; die Inkongruenz mit dem Alter für Mündigkeit – so könne man mit 16
Jahren keine Volksinitiative unterschreiben, aber man könnte neu darüber abstimmen
–; die erneut willkürliche Altersgrenze sowie die geringe Erfahrung, die man mit dem
Stimmrechtsalter 16 in der kurzen Praxis im Kanton Glarus bisher gemacht habe und die
man mit Ablehnung des Antrags noch erweitern könne. 
Eine Mitte-Links-Mehrheit von 98 Stimmen hielt die Idee allerdings für reif und gab dem
Anliegen Folge. Zu den geschlossenen Fraktionen der SP, der GLP und der GP gesellten
sich 10 Stimmen aus der Mitte-Fraktion und 5 Stimmen aus der FDP.Liberale-Fraktion.
In der Fraktion der SVP gab es zwei Enthaltungen. 2

Anfang Februar 2021 gab auch die SPK-SR der parlamentarischen Initiative von Sibel
Arslan (basta, BS), die ein aktives Stimm- und Wahlrecht für 16-Jährige fordert, grünes
Licht – mit 7 zu 6 Stimmen allerdings nur knapp. Es mache «gerade in einer direkten
Demokratie Sinn, die politische Teilnahme möglichst früh zu ermöglichen», war in der
Medienmitteilung der Kommission als Begründung zu lesen. 57 Jahre betrage der
Medianwert des Alters der Stimmberechtigten, was staatspolitisch bedenklich sei, weil
Jugendliche von heute beschlossenen Gesetzen für lange Zeit betroffen seien. Die
Kommissionsmehrheit erhoffte sich auch einen Schub hinsichtlich politischer Bildung,
weil damit für Schulen mehr Anreiz bestehe, den Auszubildenden Hilfe für die Praxis
anzubieten. Die Kommissionsminderheit bemängelte die Differenz zwischen Rechten
und Pflichten. Mit 16 Jahren sei man von Gesetzes wegen noch nicht mündig, dürfe also
rechtlich keine eigenen verbindlichen Entscheide fällen, mit der Senkung des
Stimmrechtsalters aber über komplexe, die Gesellschaft betreffende Angelegenheiten
mitbestimmen. Dies sei schwierig zu erklären. Zudem sei die Aufspaltung des
Stimmrechts – die parlamentarische Initiative will lediglich für das aktive (wählen und
abstimmen), nicht aber für das passive Stimmrecht (gewählt werden) das dazu
berechtigende Alter senken – nicht nachvollziehbar. Es sei zudem sinnvoller,
Stimmrechtserweiterungen zuerst auf kommunaler und kantonaler Ebene zu erproben,
gab die Minderheit weiter zu bedenken. Mit dem Entscheid der SPK-SR erhält die
Schwesterkommission (SPK-NR) den Auftrag, einen Gesetzesentwurf auszuarbeiten. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.02.2021
MARC BÜHLMANN

Mit 12 zu 12 Stimmen, bei Stichentscheid ihres Präsidenten Andreas Glarner (svp, AG),
entschied sich die SPK-NR, keinen Erlassentwurf zur parlamentarischen Initiative von
Sibel Arslan (basta, BS) für ein aktives Stimm- und Wahlrecht für 16-Jährige
auszuarbeiten und den Vorstoss zur Abschreibung zu empfehlen. In den Kantonen
stosse das Begehren immer wieder auf Widerstand an der Urne und die Unterscheidung
des Alters für aktives und passives Wahlrecht sei nicht angebracht, so die Begründung
in der Medienmitteilung. 
Der «ungewöhnliche Entscheid» (Blick) wurde in den Medien von der Initiantin
kritisiert. Die Kommission verweigere die Arbeit und stelle sich über einen
Parlamentsentscheid, gab Sibel Arslan im Blick zu Protokoll. Auch die Republik
wunderte sich über den Entscheid. Eine jüngere Umfrage zeige, dass sich 55 Prozent
der 15 bis 25-Jährigen als politisch engagiert bezeichneten. Zudem hätten die
Jungparteien seit Anfang 2020 «massiv» steigenden Zulauf. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.11.2021
MARC BÜHLMANN

1) Medienmitteilung SPK-NR vom 29.5.20; NZZ, 22.1.20; Lib, 23.1.20; AZ, 31.1.20; LT, 8.2.20; AZ, 23.5.20; NZZ, 26.5.20; AZ,
27.5.20; Blick, 28.5., 29.5.20
2) AB NR, 2020, S. 1403 ff.; Bericht SPK-NR vom 3.7.20; Blick, 7.9.20; CdT, TA, 11.9.20; CdT, NZZ, 12.9.20; So-Bli, SoZ, 13.9.20;
BaZ, 14.9.20; WW, 24.9.20; NZZ, 6.10., 14.10.20; CdT, 17.10.20; NZZ, 23.10.20; TA, 26.10.20
3) Medienmitteilung SPK-SR vom 2.2.21; AZ, TA, 1.2.21; AZ, Lib, NZZ, TA, 3.2.21; SGT, TZ, 4.2.21; LT, 5.2.21; NZZ, 8.7., 21.9.21;
Lib, 27.9.21; NZZ, 5.10., 7.10.21
4) Bericht SPK-NR vom 28.1.22; Medienmitteilung SPK-NR vom 5.11.2021; Blick, 6.11.21; Republik, 25.11.21
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